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Vorblatt 


Änderung der EG- Verordnung 
über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

(Mündlicher Bericht des Haushaltsausschusses) 


A. Problem 

Nach einer Vereinbarung der Mitgliedstaaten mit der Kommis- 
sion der EG wird im Haushaltsjahr 1971 bei der Berechnung 
des Zollanteils — im Gegensatz zu den Ratsbestimmungen — 
ein für jeden Mitgliedstaat für das ganze Jahr einheitlich fest- 
gelegter V. H.-Satz nach dem Haushaltsansatz der EG ange- 
wandt. Bei diesem Verfahren muß am Jahresende eine Berichti- 
gung der abzuführenden eigelien Mittel entsprechend dem 
Ratsbeschluß vorgenommen werden. Der Umfang der Berichti- 
gung hängt von der Genauigkeit der Vorausschätzungen des 
Haushaltsplans ab. 


B. Lösung 

Die Kommission der EG hat eine Änderung des Artikels 8 
der „Durchführungsverordnung Nr. 2/71" vorgeschlagen, die 
den Zweck verfolgt, dieses Verfahren im Grundsatz beizube- 
halten, aber eine genauere Berechnung der laufend abzufüh- 
renden eigenen Mittel vorzunehmen, um die notwendige Kor- 
rektur am Jahresende möglichst gering zu halten. 

Mit der Ablehnung des Vorschlages ist jedoch zu rechnen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 


Drude: Bonner Universitäts-Budadrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestrafie 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2308 


Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung zur Änderung der Verordnung (EWG, 
EURATOM, EGKS) Nr. 2/71 des Rates vom 2. Januar 
1971 zur Durchführung des Beschlusses vom 21. April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit- 
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

— Drucksache VI/2133 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Röhner 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

von der Verordnung — Drucksache W2133 — Kenntnis zu 
nehmen mit der Maßgabe, daß die Einnahmen an Agrarab- 
schöpfungen in voller Höhe und das Aufkommen an Zöllen bis 
1974 mit einem progressiv steigenden Anteil und ab 1975 voll- 
ständig an die Gemeinschaften als deren eigene Einnahmen 
abzuführen (Artikel 3 des Beschlusses vom 21. April 1970) sind. 


. Bonn, den 8. Juni 1971 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Röhner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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